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Stadt Landshut Stadtratsfra ktion 

SPD-Fraklion Altstadt 315 . 84028 Landshut 

An den 

:sta.dtnat Landshut 

Rathaus 


Hauptalnl 

05. 2010 

Fraktionsbüro 
Rathaus, Zi.-Nr. 226/227 
84028 Landshut 
Altstadt 315 
Telefon 0871/88-1423 
Telefax 0871/88 -17 87 
Fraktion.5pd@landshut.de 

05.02.2010 ' 
Landshut, den 

Antrag 

Tempo30 streckenbezogen mit Zeichen 274 (StV09) in WoJfgangsiedlung 

Entsprechend Schreiben Bürgerinitiative 30 fiir Wohnviertel" 
vom 31.1 0 steHe ich Antrag auf Wohnsammelstraßen, die aus fOrm'aljuristischen 
Gründen aus der Tempo 30 Zone herausgenommen werden Tempo 30 

......"'......~'.... 274 (StVO) anzuordnen. 

verkehrsrechtliche Anordnung in der Änderungsverordnung zur StVO vom 1.12.2000 
in der Begründung zu § 45 (9) unter VBI 01 11 ausdrücklich empfohlen: Soweit im Einzelfall, 
insbesondere auf Kreisstraßen, aus Gründen der oder des Immissions-

Absenkung zulässigen unter 50 kmIh erforderlich ist, 
steht mit der 
ausreichendes Instrumentarium zur Verfogung. 

und 
30 Zone 

Neuausweisung als einheitliche Tempo 30 laut Verwaltungsgerichtshof 
Vorliegen. Verkehrs konzeptes und einer Veränderung Verkehrsbedürfuisse 
Venninderung des Durchgangsverkehrs nach FertigsteHung Nordumgehung Altdorf) 
durchaus ,Jederzeit rechtmäßig" möglich. Verwiesen wird auf den Beschluss vom 

.7.2009 des VGH - l1C09.712 insbesondere Punkt 9, 13 und 14 der als beiliegt. 

mailto:Fraktion.5pd@landshut.de
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Begründung: 

Der Bürgerinitiative "Tempo 30 in Wohngebieten" ist immer wieder die volle Unterstützung 
der Stadt zum Erhalt der Tempo 30 Zone in der Wolfgangsiedlung zugesichert worden. Damit 
könnte die politisch gewünschte und seit 5 Jahren gegebene flächendeckende 
Verkehrsberuhigung des Wohngebietes sichergestellt werden. 

gez. f.d.R. ß~.k.-
Ute Kubatschka 
Stadträtin Brigitte Kattner (Frakt.-Sekr.) 


Anlage: 

VGH Beschluss vom 21.7.2009 
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... .. .....-.._- .. ~ ~ 

Bayerischar Verwaltungsg.rI~h.hof 

In der Verwa~ngsstreitsache 


Stadt Landahut 


Rechtsamt, 


Altstadt 315,84036 Landshut, 


- Klagerin­

gegen 

. Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern 

Ludwigstr. 23, 80539 München 

- Beklagter. 

wegen 

T empcr30-Zone 

hier: Beschwerde des Herrn Otto Wohlrab, Eichenstr. 32, 84032 Landshut, 

bevollmächtigt: 

Rechtsanwalt DL Ulrich Kaltenegger, 


Altstadt 28, 84028 Landshut, 


gegen den Beschluss des 


Bayer. Verwaltungsgerichts Regensburg vom 27. Februar 2009, 


erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 11. Senat, 



durch den Vorsitzenden Richtefam~~rWaltungSgerichtShofGraul 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Ertf. 

den Richter am VerwaitungsgeriChtshof Koeh" 


"," _ ';.. _ _ ,,' -' .. "~: _ .' " i q,' 

ohne mOndliehe Vem~ndlung am 21.. JuH 2009 

folgenden 


Beschluss: 

I. Die Beschwerde Wird zurOckgewiesen . 

. U. Der Beschwerdeführer trägt die Kosten des, Beschwerdeverfahrens. 

111. 	 Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000,- € fest­

gesetzt. 

GrUnde: 

1 	 Der Beschwerdeführer wendet sich gegen die erstinstanzliche Ablehnung seines 

Antrags auf Beiladung. 

2 	 Am 23. Oktober 200'1 erließ die Klagenn eine verkehrs rechtliche Anordnung,gestOtzt 

auf § 45 Abs. 1 c StVO, zur Einrichtung einer Tempo 30-Zone unter anderem im 

streitgegenständlichen Bereich. Auf den Widerspruch eines Straßenbenutzers hin 

hob die Regierung von Niederbayem mit WIderspruchsbescheid vom 8. August 2002' 

die ver1<ehrsrechtiiche Anordnung im streitgegenständlichen Bereich auf und gab der 

Klagenn auf, nach Unanfechtbarkeit des Bescheides die straßenverkehrsrechUiche 

Anordnung und die bereits angebrachte Be~ilderung entsprechend zu ändem. Am 
18. August 2002 beantragte der BeschwerdefOhrer bei der Widerspruchsbehörde, im 

Widerspruchsverfahren beteiligt zu werden. Daraufhin teilte ihm die Widerspruchs­

behörde mit, dass Ober den Widerspruch bereits entschieden sei und deswegen eine 

Beteiligung nicht mehr in Frage komme. 
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3 	 Nachdem die KJägerin in der Folgezeit die Beschilderung im fraglichen Bereich' nicht 

änderte, wies die Regierung voti Niederbayem die Klägerin mit Bescheid vom 

27. November 2008, gestütz.tauf § 44 Abs. 1 Satz2 StVO, an, die unanfecllt,bare 

Verfügung im, Wldersp~sbescheid vom 8. August 2002, die straßenverkeh~recht-
. . 	 .' . . ' 

liehe, Anordnung und die Beschilderung entsprechend Zu Eindem, b.is spä~ten~ ei­

nen Monat nach Unanfechtbarkeit. des Besch~ides vom 27. November' 2008 ..umzu­

setzen.· Für den Fall der nicht fristgerechten Erfüllung wurde der Selbsteintritt ange" 

droht Zur BegrGndung wurde ausgeführt, der Widerspruchsbescheid vom 8. August 

2002 sei bestandskräftig. Außerdem sei entgegen der Ansicht der I~U~gerin keine 

Änderung der Sach- und Recht;;lage eingetreten, weil es nach wie vor an den Tatbe­

standsvorau~tzungen des § 45 Abs. 1 c StVO fehle. Hiergegen erhob die Klagerin 

Anfechtungskl8ge und beantragte darüber hinaus, festzustellen, dass sie berechtigt 

sei, eine Neuausweisun~ der TeJ11po. 30-Zone vorzunehmen. Der Beschwerdeführer 
,"' 	 . ~ . : : I ,- ' . 

beantragte, zu diesem Verfahren beig,eladen zu werden. Zur Begründung trug er im 

wesentlichen vor, er sei . Anlieger im streitgegenßtändlichen .Bereich undgehbehin­

derf. Für den Fall der Auft:lebung der Tempo 30-Zone sei mit erhöhten Länn- und 

Feinstaubeinwirkungen zu rechnen. Außerdem könne .er die Straße nicht mehr ge­
fahrlos überqueren. 

4 	 Mit Beschluss vom 18, März 2009 lehnte das Verwaltungsgericht Regensburg den 

Antrag auf Beiladung ab und führte aus, es liege kein Fall einer notwendigen Beila­

dung nach § 65 Abs. 2 VwGO vor. Auch liege kein Fall der einfachen Beiladlmg nach 

§ 65 Abs. 1 VwGO vor, weil nur eine tatsächliche Betroffenheit geltend gemacht wer- . 
'-" 

deo 

5 	 Mit der Beschwerde verfolgt der Beschwerdeführer sein Recht~schutzzjel weiter. Er 

trägt vor, einen Anspruch auf einfache Beiladung zu haben. Er wer~e von den sich 

im anhängigen Rechtsstreit stellenden Fragen tatsä~hlich betroffen. Auch sei es naus 

dem Prinzip der Waffengleichheit" geboten, denjenigen Anwohnern, deren Interessen 

bei der Entscheidun~, ob die Tempo 30-Zone bestehen bleibe oder nicht, zu berück­

sichtigen seien, Gelegenneit zu gebe~, in einem Prozess, der die sie begünstigende 

Regelung betreffe, ihre Interessen einbringen zu können. 

Klägerin und Beklagter verteidigen den angegriffenen BeschJuss. 6 



7 

9 

--..----------------------------~----~ 

-4­

u. 

Die zuläSsige BeSchwerde hat keinen Erfolg. Zu Recht hat daä \lerwaftungsgericht 

. an~enommen. \tsSs weder - insbweit von der Beschwetde nidlt' in Frage gestellt ­

ein Fsli nbtwenc.tigen .Beiladurlg' (§ 65 Abs. vwGO) vorlieg( noch die Voraus­
setzungen tot eine ein~cheBeiladung· (§ 65 Abs. 1 VWGO) ge(J~tfSinci 

8 	 1. Zwar liegen die Tati>eStandsYoraussefzungen des'§ 65Abs.1 VwGO tOt eine ein­
fache Beiladung nach Oberschlägiger PrOfung vor. VoraussetZunghl&rfOrist. dass' 

rechtliche IntereSsen d~s'Beschwerdefohrers .durch Entscheidung de~ Gerichts 
'irrfanhätJglgen Klagev~fjhrenberührt werdEJn können. :die' eihfache Beiladung 

genügt es freilich nicht. dass der Beschwerdeführer allein "befechtigte~: fntereSsen 

votbnngt.. Denn ideelle. soziale oder Wirts'chafUiche InteresSen gebieten keine Beila­

dUng Dritter 'nach. § 65 '~bs.1 VwGO (herrschendeAuffässung,vgJ. Bier in 
'. 	 '. .:' ,,:.'. ' .'. . " ..' , .' ....'. . . t ~ . 

:SchodVSchmidt':AßfnannJPie~r.· VWGO. Loseblatt, RdNt 11' zu § 85 m.w.N.;vgt 
auch BayVGH vom 20.7.2004. 20 04.1826 und vom 10.11.2005. 20 C 05.2884). 
Das Interesse mu~ aus einem schon"bestehenden Recht des Bei2:uladf!nden selbst 

erwachsen und es muss so beschaffen sein. dass es durch die Ent8CheidUrlgdes 

Rechtsstreits verbessert oder verschlechtert wird. Maßgebend hierfür ist der rechts­
. 	 . ' .. 	 \ 

kraftfAhige' Entscheidungssatz des Gerichts; dagegen werden durCh'die Ehtschei­

'dung Ober rechtliche vortragen, die an RechtskraftWirkung niriht täilnehrnen. 
rechtliche Interessen des Beigeladenen nicht berOhrt (BayVGHvon110.11.2005. 20 

C 05.2884). 

In dem anhängigen Rechtsstreit stellt sich die Frage der Rechtmäßigkeit des Be­

scheids dt:Jr Regi&rung von Niederbayem vorn 27. November 2008, den Vollzug 

des beStandskräftigen Widerspruchsbescheids vom 8. August 2002 bzw. dessen 

Umsetzung 'fordert Zur Beurleih.ing dieser Frage wird voraussichflich zubeantWoften 
sein, ob die Tatt>estandsvoraussetzungen des § 45 Abs. 1 c StVO zum Zeitpunkt 
Bescheidserfasses am 27. November 2008 gegeben sind; mögliCherweise wird es 

sogar um Fragen der Rechtsfolgenseite dieSer Vorschrift gehen. Denn der Bescheid 

vom 27. November 2008 stotzt' sich auf das in' § 44 Abs. 1 Satz 2 StVO den höheren 

VerwaHungsbehOrden eingeräumte Recht, gegenüber den Straßenverkehrsbehörden 

Weisungen fOr den Einzelfall zu erteilen. "Hierbei handelt es sich um faChauf­

sichtliche Weisung gegenüber einer Gemeinde. Nach der Rechtsprechung des Bun­
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desverwaltungsgerichts kann eiRe. fachaufsichtJiche Wf!isung . im .$traßenverkehrs­

recht nach ihrem objektiven Sinngehatt dann die für einen Verwaltungsakt erfon:lerli­

ch~ Gerichtetheit auf Außenwirkung haben. wenn ihre Rechtswirkung unter Ber~ck­

sichtigung. des zugrundeli~enden materiellen. Hechts nicht ·· im staaUiohen-!lnnenbe­

reich verbleibt, sondern . auf den· rechtlich geschützten Bereich . der Gemeinde in . 

Selbstverwaltungsangelegenheiten übergreift und damit . Außenwirkungerzeugt 

(BVerWG vom 14.12.1994,~ BayVBI 1995,474). Nach § 45 Abs. 1 c StVOordnen die 

Straßenverkehrsbehörden Tempo 30-Zonen im Einvernehmen mit der Gemeinde an, 

der immweiteine kJagefähige Rechtsposition ,gegenUberder Straßenverkehrsbehör­

dezukommt (VGH Mannheimvom 21.10.1993, OVBI 1994,348). Vor diesem Hinter­

grund dOrfte von einer Außenwirkung der streitgegenständlichen Weisung auszuge­

-- hen sein, gegen die die Klägerin - wie gerade ausgeführt - auch klagebefugtim Sin­

ne von § 42 Abs. 2 VwGO wäre. 

10 	 Für die Frage der RechtmäßigkeitdieserJoohaufsichtJichen WeisungwirdesvorQus­

sichtlich nicht ausreichend sein, allein . auf die Bestandskraft .. det;S . Wlder:spruchsbe­

scheids vom 8. August 2002abzus~lIen. Dieser Bescheid beansprucht grundsätzlich 

nach wie vor Wirksamkeit. Zwar hat die AusgangsbehOrde möglicherweise die Kom­

petenz, ·einen Widerspruchsbescheid, der einen von· ihr erfassenen Verwaltungsakt 

aufhebt. nach Beendigung der Zuständigkeit der WIderspruchsbehörde wiederum 

dadurch (konkludent) aufzuheben, dass. sie eine emeute~dem Widerspruchsbe­

scheid wiederum entg~enstehende Verfügung erlässt, · wenn die BegrOndung, die 

zur Aufhebung des ursprünglichen VelWaltungsakts geführt hat, Oberholtist (OVG 

Münster vom '20.8.2002, NVwZ-RR 2003, 327). Jedoch hat dieKlägerin ·nach Akten­

lage bis\(;mgkeine neue verkehrsrechtl.icheAnordnung mit einem die Tempo 30-Zone 

im streitgegenständlichen Bereich bestätigenden Inhalt erlassen, sondern dies nur 

angekündigt. 

11 	 Allerdings muss die Weisung; um reshtmäßig, zu sein, auch den Grundsätzen der 

Verhättnismäßigkeit entsprechen. Sie wäre möglicherweise ,dann unverhältnismäßig, 

wenn die Klägerin ihre bereits angekündigte. die Tempo 30-Zone im fraglichen Be- . 

reich bestätigende,neue verkehrs rechtliche Anordnung jederzeit rechtmäßigerweise 

erlassen könnte, da der dann unnötige· Abbau von zahlreichen Verkehrsschildern 

bereits finanziell erheblich ins Gewicht fallen dürfte. Aus diesem Grund wird das Ver­

waltungsgericht möglicherweise klären müssen, ob die Ta~standsvoraussetzungen 
des § 45 Abs. 1 c StVO vorliegen und für den Fall der Bejahung dieser Frage sich 
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'möglicherweise sogar mit: der Rechtsfölgenseife 'der Vorschrift ,'t!useinande'isetzen 

massen. " 

12' 'GI6iCh'e& dQrftege~n. 'wenn di~ AuffOrderung ZU"'" Abbau der Beschilderuni;f im frag­

lichen"Bereichsich als Folgenbeseitigung eines aufgehobenen verwaltungsaktes 

, dsrstellen·tkjllte. die im Tenor des Wlderspruchsbe$Cheids nur deklaratorisch' aufge­

nommen wurde. Der FolgenbeSeifigungsanspruch setzt da:.s Andauemeiriesrt!chts- . 

, widrigen Zustands voraus (BVerWG vom 23.5.1989; NJW1989.2272J~ Und aUch bei 
,der,'BeUi1eih..lngder Frage. ob naCh wie vor ein rechtswidriger Zustaoogeg9ben ist, 

, 'könnte'es ,darauf ankommen,Ob die von der KlagerinangekOndigte' netas verkehrs­
reehttiche Anordnungrechtfnäßig Wäre oder nicht. ' 

13 § 45 Abs. 1 c StVO ist eine Vorschrift. bei deren Anwendung ausweislichlhte5Wbrt... ' 
lauts und nach Sinn und Zweck der Vorschrift auch die Interessen der Anwohner im 

, 'fr~gliehen eetbich, zu berücksiChtigen' Sind ·(OVG~',lanebuf9 vom tEt1.200G. NuW 
'2007,1E*)9). Hiefbei!handelt&s sich um eine Em1essensvorSehrift(BayVGH :"om ' 
·14~2~2006, ;Kommunalpraxis BV 2006, '150). ,Im R~hmen dieser Ermess.ensehtsCtlei­

düngwaren-dann auCh eben diese AnWOhn'erinreressen bet'tlcksichtigen.·" 

14 Insgesamt iStdeshatbdsvon auszugehen, dass rechtlicheimeressendes ~r-

'ÖefOhrers im'Rahmen , der,BeurteIlung der Frage,' ob die VoraU!isetZungen;,des ,§ 45 

Abs. 1 e) SIVO im vorliegenden Fall· gegeben! sind oder niCht, be'tnhrtwerdenkön­

h~n. SOIItfj' die Klagenn 'im anhängigen "Anfechtungsprozess unterliegen. wäre es 

-auch nicht ausgeschlOssen, dass dem Beschwerdeführer für den FaH, dass versu­

chsn sollte, nach Entfernung der entsprechenden Beschilderung emeut' die'Einrich­

'wng ,einer Tl:!mpo 3Q.;Zone 'im 'fragliChen Bereich zu erreichen, ioSoweitdie Urteil 

des Anfechtungsprozesses getroffenen Feststellungen entgegengehalten werden. 

Unter Umständen ist die faktische Beeinträchtigung durch eine faktische Präjudiziali­

tat des Urteils fOrdie Bejahung eines reChtiidsenll1teressesimSinne von§65 Abs. 1 

VwGO bereits ausreiChend (Kopp, VWGO, 15. Auft2007. § 65, RdNr. 9 m,w.N:). 

15 ,Weil somit rechtliche Interessen des Beschwerdeführers bereits im Rahmen' der an­

hfngigen Anfechtungsklage berührt werden können, kann esdahinQestelltbleiben, 

ob gleiches für die ebenfalls anhängig gemachte Feststellungsklage gilt, deren Zu­

lässigkeit an dieser Stelle somit hichtbeurteiltwerden muss. ' 
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Das Gesetz gibt bei der ""'ln'm,..lh""," Beiladung dem Dritten jedoch keinen &;1'"""......... 

anspruch auf Beiladung, sondern InAlrI~QiC~ es dem pflichtgemäßen Ermessen' 

Gerichts. ob es einen 'Beiradungsbeschluss ef1cISSE~n will. Das Gericht kann Ober die 

Vornahme oder Unterlassung der einfachen Beiladung auch autgrund pn:)zessIJa~al 

Zweckmäßigkeitserwägungen (J. Schmidt in Eyermann" VwGO, 12, Aufl 

2006, § 65 RdNr. 5). Insoweit ist ,Beschwerdegencht nicht auf die Nachprüfung 

des Ermessens des Verwaltungsgerichts beschränkt. sondemkann sein EnneSSEtn 

in vollem Umfang an die Stelle Ermessens des Verwaltungsgerichts setzen 

(BayVGH vom 8.3.2000 1 99.3755). Nach Auffassung des erkennenden SAr,.IöII~ 

die Beiladung aber unzweckmäßig. Denn zum einen erscheint es aus Gründen der 

Prozessökonomie wenig, förderlich, mit Beiladung des Beschwerdeführers .....",•....." 

Bezugsfall rur einen unbestim-:nt großen Kreis weiterer Anlieger der streitgegenständ­

lichen Tempo 30-Zone schaffen, welche dann auf Antrag möglicherweise """"",rlL 

falls beizuladen waren, was Erledigung des nach eigenem Vortrag des 

Beschwerdeführers nAlialM forlQesctrrmienf~n Prozesses gefährden kOnnte. Und zum· 
anderen ist eine Beiladung Beschwerdeführers auch nicht zur effektiven·Wahr­

nehmung seiner rechtlichen geboten, weil sich aus den bzw. 

Behördenakten ein der Klägenn an AufrechterhaHung 

der vorhandenen Beschilderung bzw. einer Neuanordnung . der streitgegenstandli­

ehen Tempo 30-Zone auch unter Berücksichtigung der Anliegerinteressen ergibt. 

Interessenlage von KIAgenn und Beschwerdeführer stimmen damit weitgehend Ober­

ein. Und es ist nichts dafür ersichtlich, dass die Klägenn unter Berücksichtigung 

ihr zur Verfügung stehenden Ressourcen und der bei ihr beschäftigten Spezialisten-:' 

auf dem Gebiet VerwaHungsrechts nicht in der Lage ware, anhängigen Pro­

'zess ordnungsgemäß zu fOhren und hierfür auf die Unterstotzung BE;schwerde­

führers an(leViIIe!;en 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, Streitwertfestsetzung 

auf § 52 Abs. § GKG. 

Dieser Beschluss unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

KoehlGrau Ertl 


